
zwar nicht ausdrücklich auf die mündliche Verhandlung 
verzichtet, sie ist aber tatsächlich durch ihre Säumig­
keit yereitelt worden. Der darin liegenden Ver­
schleppung der Prozesse sollte begegnet werden, 
gegebenenfalls auch durch Erlaß des Urteils bei Ent­
scheidungsreife.

Die Möglichkeiten des Versäumnisverfahrens waren 
kein hinreichendes Mittel zur Vorbeugung gegen die 
Prozeßverschleppung gewesen, weil der Einspruch auch 
nach streitiger früherer Verhandlung noch zulässig ist, 
im Gegensatz zum französischen Recht, welchem das 
Institut des Versäumnisurteils entlehnt ist. Die An­
wendung der EntlVO hing vom Willen der Parteien 
ab. Die ökonomische Notwendigkeit drängte nach neuen 
Wegen und zur Durchbrechung des Prinzips der Münd­
lichkeit als Urteilsvoraussetzung. Das Urteil in Ent­
scheidung nach Aktenlage sollte seinem Wesen nach 
abseits vom grundsätzlichen und normalen Verfahrens­
wege ergehen, es steht systematisch außerhalb der 
normativen Regel des §310 ZPO! Das Gesetz mußte 
sich also mit den Folgen auseinandersetzen und eine 
besondere Regelung einführen, wenn es die Verkün­
dung als Abschluß auch für diese Art Urteile ohne 
voraufgegangene mündliche Verhandlung angewandt 
wissen wollte. Es hat damals diese Regelung im § 251 a 
Abs. 1 Satz 2 vorgenommen, indem es die Verkündung 
an die Erfüllung bestimmter Voraussetzungen knüpfte.

Man darf aus § 251 a ZPO nicht herauslesen, daß nur 
die sofortige Verkündung ausgeschlossen sein sollte, 
sondern umgekehrt, daß das Urteil trotz Fehlens der 
im § 310 ZPO vorgesehenen Voraussetzung dennoch zur 
Verkündung zu bringen sei, und dies unter Beachtung 
der Gesichtspunkte, welche die weiteren Sätze des 
§ 251 a Abs. 1 ZPO enthielten. Hiermit wurde ein be­
stimmter Zweck verfolgt. Man sah diese nicht in das 
System passende Regelung vor, um dem Säumigen eine 
letzte Chance zur Verhinderung der Verkündung eines 
Urteils ;zu geben, das ihm vielleicht nachteilig sein 
konnte, wenn dabei nur der vorliegende Akteninhalt 
verwendet wurde. Das ist geschichtlich erklärlich. Vor­
her konnten die Parteien die Aufhebung eines Termins 
und das Ruhen des Verfahrens vereinbaren. Diese 
Möglichkeit ist aus der Zeit ihrer Entstehung und als 
Reaktion auf das Verfahren des preußischen Prozesses 
und der partikularen Prozeßrechte verständlich. Was 
aber einmal geschichtlich notwendig gewesen war, 
stand den Forderungen der Zeit mit ihrer Flut von 
Prozessen im Gefolge der Inflation und Stabilisierung 
in den zwanziger Jahren entgegen. Die Novelle von 
1924, welche § 251 a ZPO schuf, zog aber noch nicht die 
letzte Konsequenz aus der neuen Sachlage und konnte 
sie auch nicht ziehen, weil das bürgerliche Parlament 
als Gesetzgeber nicht gegen seine eigenen Interessen 
auf treten kann. Um die Interessen des Unternehmers 
im Prozeß trotz anerkannter Notwendigkeit der Prozeß­
beschleunigung zu wahren, wurde die V e r k ü n d u n g  
der Aktenlageurteile beibehalten und die Verkündungs­
form durch sichernde Kautelen der Interessenlage an­
gepaßt. Mit § 310 ZPO besteht dabei aber kein Zu­
sammenhang.

Erst der Hitler-Krieg erzwang im Zuge der Ver­
einfachungen die letzte Konsequenz, die Streichung des 
Satzes 2 ff. in § 251 a ZPO.

Damit ist aber nach der klaren Systematik und dem 
Ausgangspunkt des Gesetzes die Notwendigkeit der 
Verkündung der Aktenlageurteile entfallen. Nach dem 
Wegfall der Rechtsgrundlage für die Verkündungs­
pflicht, gilt nur die reine Logik des Gesetzes. Wegen 
fehlender mündlicher Verhandlung kann es keine Ver­
kündung dieser Art Urteile geben.

Es lassen sich auch keine Einwendungen daraus 
herleiten, daß § 7 der EntlVO, welcher mit Einverständ­
nis der Parteien eine Entscheidung ohne mündliche 
Verhandlung zuläßt, eine besondere Regelung für die 
Behandlung des Urteilserlasses dahin enthält, daß die 
Verkündung durch Zustellung der Urteilsformel ersetzt 
wird. Diese Regelung ist eine Wiederholung des Prin­
zips des § 329 ZPO, daß nicht verkündete Entscheidun­
gen zuzustellen sind. Diese Gesetzesbestimmung spricht 
zwar unmittelbar nur von Beschlüssen und Verfügun­
gen, der Sinngehalt ist aber der, daß alle nichtver- 
kündeten richterlichen Entscheidungen regelmäßig 
durch Zustellung in den Bereich des Adressaten zu 
bringen sind, wenn sie befristeten Rechtsbehelfen oder

Rechtsmitteln unterliegen. § 7 EntlVO spricht nur eine 
bereits in der ZPO enthaltene Verfahrensregel noch 
einmal aus, die Bestimmung ist nicht konstitutiv.

Das ohne voraufgegangene mündliche Verhandlung 
ergangene Urteil muß danach zugestellt werden, weil 
es eine Rechtsmittelfrist in Gang setzt. Verkündung 
wäre wirkungslos.

Dr. EUGEN LANGERBEIN, 
Richter am Kreisgericht Naumburg/Saale

Zur Beurkundung von Verträgen und 
Auflassungen

Die Ausführungen von S c h i r m  in NJ 1956 S. 695 
können nicht ohne Widerspruch bleiben. Bei wichtigen 
Rechtsgeschäften steht für die Beteiligten nicht die Ge­
bührenersparung im Vordergrund — dann müßten sie 
auch statt eines notariellen Testamentes ein privat­
schriftliches machen —, sondern ein vorsichtiges Vor­
gehen Schritt für Schritt, wobei der Notar beiden 
Seiten die erforderliche rechtliche Hilfe zu geben hat.

Die Beurkundung der Auflassung wird in der Regel 
mit dem Veräußerungsvertrag verbunden werden 
können, wenn eine bare Kaufpreiszahlung nicht in 
Frage kommt, insbesondere also bei Schenkungen und 
Überlassungsverträgen, u. U. auch, wenn die Zahlung 
des Kaufpreises bereits vor Beurkundung erfolgt ist. 
Für die Fälle, in denen Vermessungen oder Zustim­
mungen von Miterben notwendig sind, gibt Schirm 
seinerseits zu, daß die Auflassung getrennt beurkundet 
werden muß. Wenn er aber für die übrigen Fälle 
keinen Grund für getrennte Auflassung sehen kann, 
so muß auf folgendes hingewiesen werden: Erstens 
entspricht es der natürlichen Auffassung, daß gegen­
seitige Verträge Zug um Zug zu erfüllen sind. Diese 
Rechtsvorstellung hat in den Bestimmungen des Bür­
gerlichen Gesetzbuches ihren Niederschlag gefunden. 
Darüber hinaus ist aber die Eigentumsumschreibung 
an einem Grundstück ein so wichtiger und folgen­
schwerer Vorgang, daß die Beteiligten dies im beider­
seitigen Interesse erst dann tun werden, wenn sie alle 
Voraussetzungen zu dieser Entschließung übersehen 
können. Dies gilt insbesondere auch für den Erwerber, 
da er mit dem Eigentumserwerb zugleich kraft Ge­
setzes für die zivil- und verwaltungsrechtlichen Lasten, 
für die Erfüllung aller Pflichten' gegenüber den 
Mietern und für den Zustand von Baulichkeiten — bei 
landwirtschaftlichen Grundstücken auch für die Boden­
bearbeitung und Ablieferung des Solls — einstehen 
muß.

Wenn die Beteiligten darüber pflichtgemäß' belehrt 
sind, daß das ganze Rechtsgeschäft vor Erteilung der 
Genehmigung rechtsunwirksam bzw. schwebend un­
wirksam ist, wird der Käufer in der Regel nicht ge­
neigt sein, bei oder sofort nach Beurkundung den 
Kaufpreis zu zahlen oder eine Anzahlung darauf zu 
leisten. Dann wird auch der Verkäufer nicht sofort die 
Auflassung erklären. Der Gesichtpunkt, daß der Käufer 
andernfalls eine halbe Gebühr erspart, ist für den Ver-. 
käufer ohne Bedeutung.

Wenn eine Vorauszahlung des Kaufpreises bei oder 
sofort nach Beurkundung des Kaufvertrages vorgenom­
men wird, so geht der Käufer dabei meist von der 
irrigen Meinung aus, daß das Eigentum schon mit 
Zahlung oder mit der Beurkundung des Kaufvertrages 
übergegangen ist. In diesem Irrtum wird er noch be­
stärkt, wenn der Notar zugleich mit dem Kaufvertrag 
die Auflassung beurkundet. Nur wenige wissen, daß 
der Eigentumsübergang erst mit der Eintragung ins 
Grundbuch eintritt.

Es ist schon öfter vorgekommen, daß in der Zeit 
zwischen Beurkundung des Kaufvertrages und Einrei­
chung zum Grundbuchamt, die meist mehrere Monate 
dauert, Hypotheken eingetragen wurden oder Ver­
mögensbeschlagnahmen erfolgt sind. Nicht ohne Grund 
schreibt § 27 NotariatsVerfO vor, daß vor Beurkun­
dung einer Auflassung der Notar vorher selbst das 
Grundbuch einsehen soll. Wenn dies aber bereits vor 
Beurkundung des Kaufvertrages mit verbundener Auf­
lassung erfolgt ist, kann durch die Einhaltung dieser 
Vorschrift die Gefahr eines Nachteils nicht so verhin­
dert werden, als wenn die Auflassung unmittelbar vor 
Einreichung zum Grundbuchamt erfolgt.
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